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AfD hanseatisch und die Einwanderung 
Von Joachim Bischoff

Hooligan-Probleme, Rechtsradikale in den eigenen Reihen, 
Vorstands-Querelen. Die »Alternative für Deutschland« (AfD) 
Hamburg steckt Monate vor der Bürgerschaftswahl in Schwie-
rigkeiten. Ist also der rechtspopulistische Spuk schon vorbei, 
bevor er richtig begonnen hat? Die spannende Frage ist, ob 
die AfD nur von einem vorübergehenden Hype profi tiert und 
in absehbarer Zeit das Schicksal der »Piraten« erleidet. 

Die AfD steht schon seit ihrer Gründung im Verdacht, 
den rechten Rand nutzen und ausbauen zu wollen. In gesell-
schaftspolitischen Fragen nimmt diese Partei rechtskonserva-
tive bis -populistische Positionen ein. Das bringt ihr Zustim-
mung bei WählerInnen ein, denen die Union und die gesamte 
politische Klasse schon länger nichts mehr zu bieten haben. 
Die Führung um Parteichef Bernd Lucke hält energisch da-
gegen, in die rechte Ecke gestellt zu werden. Die AfD ver-
steht sich selbst als liberal-konservativ, außerdem als »Par-
tei der Vernunft«. In ihrer Führung fi nden sich viele Männer 
mit akademischen Titeln. Lucke ist Ökonom, auch der Ham-
burger AfD-Chef Jörn Kruse ist pensionierter Professor. Poli-
tikerInnen von CDU und SPD haben der AfD vorgeworfen, 
politisches Kapital aus der Anti-Islam-Bewegung »Pegida« 
zu schlagen. Und SPD-Vize Ralf Stegner fordert: »Wir müs-
sen rechte, populistische Stimmungsmacher wie die AfD, die 
diese menschenverachtenden Proteste verharmlosen und so-
gar begrüßen, in die Schranken weisen.«

Bei der Zuwanderung unterscheidet die AFD zwei Grup-
pen. Zum einen seien da Flüchtlinge aus den Bürgerkriegs-
gebieten wie etwa Syrien und Irak. »Klar ist, dass wir diese 
Menschen nicht zurückschicken können. Wir haben eine mo-
ralische Verpfl ichtung, ihnen zu helfen.« Zumindest so lange, 
bis in ihren Ländern wieder Verhältnisse herrschen, die ihnen 
die Rückkehr ermöglichen. Anders sieht es bei der zweiten 
großen Gruppe aus: Zuwanderern, die aus wirtschaftlichen 
Gründen nach Deutschland kommen. Die AfD ist für die Ein-

führung des kanadischen Modells. Das bedeutet: Je höher die 
Qualifi kation und Sprachkenntnisse des Einwanderers, desto 
mehr Punkte bekommt er gutgeschrieben. Alle anderen wer-
den nicht aufgenommen und letztlich abgeschoben.

Diese Unterscheidung fi ndet sich auch beim Großteil der 
bundesdeutschen Bevölkerung. Eine neue Allensbach-Un-
tersuchung belegt, dass es eine zwiespältige Bewertung der 
Flüchtlingsfrage gibt. Rund zwei Drittel haben den Eindruck, 
dass derzeit viele AsylbewerberInnen nach Deutschland kom-
men. Die Gründe für Asylbegehren sind dem Eindruck nach 
breit gefächert (siehe das Schaubild auf der folgenden Seite). 
Sowohl akute existenzielle Notlagen und Verfolgung in der 
Heimat werden von großen Teilen der Bevölkerung als häu-
fi ge Gründe vermutet, als auch wirtschaftliche Motive so-
wie vermeintlich niedrige Hürden des deutschen Asylrechts 
bzw. der -praxis. Obwohl also existenzielle Notlagen, insbe-
sondere Bürgerkriege, als wesentliche Motive für Asylbegeh-
ren vermutet werden, plädieren 59% für strenge Asylregeln, 
d.h. dafür, nur wenigen Asyl zu gewähren, 17% sind für eher
großzügige Regeln in Deutschland, 24% sind in dieser Frage
unentschieden.

Die AfD greift diesen Widerspruch auf und verkündet, 
dass ihr Rezept eindeutig ist: Zuwanderung braucht strenge 
Regeln. »Wir müssen Zuwanderer selektieren. Wir brauchen 
nicht jeden. Bereitschaft zum Erlernen deutscher Sprache 
muss da sein oder minimale Kenntnisse eines Handwerks. 
Wir akzeptieren keinen Koran und kein Allah oberhalb des 
Grundgesetzes.«

Trotz der vermeintlichen Volksnähe in der Flüchtlings- 
und Asylfrage hat die AfD Probleme. Ursächlich sind dafür 
vor allem innere Querelen. Bernd Lucke versucht permanent, 
sich vom immer stärker werdenden Rechtsaußen-Flügel der 
Partei abzugrenzen. In einem Brief an die Mitglieder fordert 
er zudem eine deutliche Distanzierung vom Querulantentum. 
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Luckes These: Die AfD dürfe den Fehler der GRÜNEN nicht 
wiederholen, die in ihren Anfangsjahren unter dem Funda-
mentalismus vieler Mitglieder zu leiden gehabt hätten. Die 
rechten Strömungen in der Partei schadeten der AfD, »weil 
sie damit ein Klima des Misstrauens schaffen, das wie ein 
schleichendes Gift in die Partei sickert«. Kein Vorstand wolle 
politisch arbeiten, wenn »Querulanten und Rechthaber den 
größten Teil seiner Arbeitszeit absorbieren«. Diese internen 
Streitereien lassen in den Medien immer wieder die Frage 
aufkommen, ob sich die AfD überhaupt dauerhaft im bundes-
deutschen Parteiensystem verankern könne. Eine repräsen-
tative Umfrage des Instituts für Demoskopie (Renate Köcher, 
FAZ vom 22.10.2014) legt jedenfalls eine solche Perspektive 
nahe. Dafür spreche vor allem das klare Profi l bei Europa und 
der Zuwanderung, den zwei wichtigsten Themen der Partei. 
Demnach sammelten sich bei der AfD WählerInnen, denen 
die europäische Integration zu weit geht und denen die Zu-
wanderung teilweise Unbehagen bereitet. 

Aktuell setzt die rechtspopulistische Partei unbeschadet 
der Streitereien über den Einfl uss von rechtsextremen Posi-
tionen ihren Aufwärtstrend aus den letzten Landtagswahlen 
fort. Bei den drei ostdeutschen Landtagswahlen in diesem 
Jahr erzielte sie über 10%, bei der Europawahl 7,1%. Die AfD 
erhält gegenwärtig in Umfragen zwischen 7,5 und 10% Zu-
stimmung in einer möglichen Wahl. Der Erfolg schlägt sich 
auch bei den Mitgliederzahlen nieder. Seit ihrer Gründung 
vor eineinhalb Jahren hat sich die Zahl der Parteimitglieder 
mehr als vervierfacht. Am 30. März 2013 zählte die Partei 
4.589 Mitglieder, zum Zeitpunkt der aktuellen Zählung ge-
hörten ihr 19.885 Menschen an. Im Unterschied zu anderen 

europäischen Ländern war das parteipolitische Auftreten von 
Rechtspopulismus oder Rechtsextremismus in Deutschland 
in den letzten Jahren nicht sehr erfolgreich. Erst mit den Eu-
ropawahlen gab es mit der AfD den Anlauf zur Etablierung ei-
ner rechtspopulistischen Partei neben den überwiegend auf 
der politischen Ebene bedeutungslosen rechtsextremen Par-
teien wie der NPD. Das Wählerpotenzial für eine solche poli-
tische Kraft ist allerdings seit längerem vorhanden.

Um dauerhaft Erfolg zu haben, müssen sich populistische 
Parteien ausgehend von der Artikulation aktueller Protest-
stimmungen auch auf politische Zielsetzungen stützen. Der 
wichtigste Bezugspunkt aller rechtspopulistischen Parteien 
ist die tiefe Resignation und teilweise Abgrenzung vom über-
lieferten System der politischen Willensbildung. Die wich-
tigste Unterscheidung für PopulistInnen ist die zwischen 
korrupten, unfähigen Eliten einerseits und den wachsenden 
Problemen der gutwilligen Mehrheit der Bevölkerung ande-
rerseits. Das Misstrauen vieler WählerInnen gegenüber der 
Selbstbedienungsmentalität der politischen Klasse führt zu 
deutlichen Rückgängen bei der Wahlbeteiligung und schlägt 
sich z.T. in einem Engagement für rechtspopulistische Pro-
testparteien nieder. Der Vorwurf der Korruptheit und Selbst-
bezogenheit vieler politischer Akteure geht einher mit der 
Enttäuschung über ideologische Zielsetzungen und Gerechtig-
keitsversprechen erst des Staates, dann des Marktes. Die sozi-
ale Unsicherheit verbindet sich mit verbreiteten Stereotypen 
und Vorurteilen. »Für AfD-Anhänger spielt eine große Rolle, 
dass die AfD den Konsens der übrigen Parteien durchbricht. 
72 Prozent von ihnen sehen die AfD als Partei, die sich deut-
lich von anderen Parteien unterscheidet, 74 Prozent als An-
walt von Positionen, die in der Bevölkerung durchaus weit 
verbreitet sind. 81 Prozent versprechen sich ›frischen Wind in 
der Politik‹. Zwei Drittel der Anhänger sind auch überzeugt, 
dass die AfD eine Lücke im parteipolitischen Spektrum füllt.« 

(ebd.) Die AfD-SympathisantInnen zeigen eine Neigung zu au-
toritären Einstellungen, die gegen Minderheiten Stimmung 
machen. Die Wahrnehmung der krassen sozialen Ungleich-
heit und das Scheitern der bisherigen Konzepte gegen Unge-
rechtigkeit führen zu der Forderung, den Wohlfahrtsstaat ge-
gen Ausnutzung zu verteidigen, und zum politischen Kampf 
gegen »Sozialdumping«.

Rechtspopulistische Parteien sind ausgeprägt EU-kritisch 
oder -feindlich. Sie kritisieren die zunehmende Internationa-
lisierung und Zentralisierung politischer Entscheidungspro-
zesse in Europa sowie eine übermäßige Bürokratie. Dadurch 
sehen sie eine Abkopplung der politischen Abläufe, den Ver-
lust von Kontakt zur »wirklichen Welt« bzw. zum Alltag der Be-
völkerung. Hinzu kommt als weitere, für den Rechtspopulis-
mus charakteristische Forderung: Einwanderung ja, aber nur 
ohne Zugang zu den sozialen Sicherungssystemen und Rech-
ten. »Eine Einwanderung in deutsche Sozialsysteme lehnt die 
AfD strikt ab. Sozialleistungen für Zuwanderer sind ohne jede 
Einfl ussnahme der EU ausschließlich nach deutscher Gesetz-
gebung zu gewähren.« Diese radikalisierte Haltung, die sich 
schon in der CSU-Parole von einer Maut für Ausländer anbah-
nte, bietet Stoff für die rechtspopulistische Programmatik, die 

Wegen Bürgerkrieg im Heimatland

Aus wirtschaftlichen Gründen

Weil die Bundesrepublik
 ein Wohlstandsland ist

Weil sie in ihrem Heimatland
politisch verfolgt werden

Weil ihnen die Bundesrepublik
als Paradies versprochen wird

Weil sie Verbrechen in ihrem
Heimatland begangen haben

Weil es bei uns viele Jahre dauert,
bis ein Asylbewerber abgelehnt wird

Weil viele, die nicht als politisch Verfolgte
anerkannt werden, trotzdem hierbleiben dürfen

Weil sie in ihrem Heimatland aus anderen Gründen
verfolgt werden, z.B. wegen ihrer sexuellen Orientierung

Wegen Hungerkatastrophen

Weil es in Deutschland relativ
leicht ist, Asyl zu bekommen

Wegen religiöser Verfolgung

83%

78%

74%

71%

64%

53%

48%

47%

43%

40%

35%

22%

Antworten auf die Frage: »Was vermuten Sie: Aus 
welchen Gründen kommen Asylbewerber vor allem zu 
uns? Könnten Sie mir das nach dieser Liste sagen?«

Basis: BRD, Bevölkerung ab 16-Jahren; 
Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11025
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zurzeit enthusiastische und in den Positionen, die das Profi l 
der AfD prägen, weitgehend geschlossene Anhängerschaft... 
Zurzeit käme die AfD bei einer Wahl in den Bundestag – an-
ders als noch vor einem Jahr. 7,5 Prozent der Bürger würden 
sie jetzt bei einer Bundestagswahl unterstützen; für knapp je-

Welche Partei auch immer den künftigen Hamburger Senat 
führt, welche Koalition auch immer den neuen Senat bildet: 
Ohne eine starke Linksfraktion in der Bürgerschaft wird die 
soziale Gerechtigkeit auf der Strecke bleiben.

Der Senat unter Bürgermeister Olaf Scholz (SPD) bedient 
vor allem die Interessen der Unternehmer und der Handels-
kammer – und wird dafür auch sehr gelobt! Bei dieser Politik 
fällt sehr wenig für die abhängig Beschäftigten ab: Das neue 
Personalvertretungsrecht bleibt hinter den Möglichkeiten zu-
rück, und mit dem neuen Gleichstellungsgesetz werden die 
Wählbarkeit und die Frauenbeauftragten gleich ganz abge-
schafft. Das Landesmindestlohngesetz und die so genannte 
Fachkräftestrategie sind unzureichend, in der Arbeitsmarkt-
politik haben sich ebenfalls keine großen Veränderungen er-
geben – jetzt soll es sogar Null-Euro-Jobs geben! Unser Fazit 
lautet: Dieser Senat betreibt eine unsoziale und undemokra-
tische Politik. Unsere Antwort ist: Eine starke LINKE in der 
Bürgerschaft!

Durch die Konsolidierungs- und Kürzungspolitik der der-
zeit alleinregierenden SPD werden soziale Träger und öf-
fentlich fi nanzierte Einrichtungen angehalten, Tariffl ucht zu 
begehen. Die Kündigung von befristet beschäftigten Lehre-
rinnen und Lehrern während der Schulferien setzt die För-
derung prekärer Arbeitsverhältnisse durch den SPD-Senat 
fort. Zu Recht wehren sich Gewerkschaften gegen den »Befri-
stungswahn.« Die »Schuldenbremse« geht zu Lasten der sozi-
alen Infrastruktur und setzt die Arbeitsplatzvernichtung im 

Aufruf: GewerkschafterInnen wählen links!

den Fünften ist vorstellbar, die AfD bei einer Wahl in den 
nächsten Jahren zu unterstützen – entweder auf der kommu-
nalen, landespolitischen, Bundes- oder Europa-Ebene. All dies 
lässt erwarten, dass sich das parteipolitische Spektrum auf 
Sicht der nächsten Jahre deutlich verändert.«

Öffentlichen Dienst verschärft fort. Das Weihnachtsgeld der 
Beamtinnen und Beamten ist bereits auf der Strecke geblie-
ben. Diese Politik vergrößert die Gefahr einer weiteren Priva-
tisierung der Daseinsvorsorge. Grüne, CDU und FDP machen 
das nicht nur mit – sie wollen den Prozess sogar beschleuni-
gen und verschärfen. Uns fehlt zudem eine klare Abgrenzung 
aller anderen Parteien zu den geplanten Freihandelsabkom-
men TTIP und CETA.

DIE LINKE hat in der Bürgerschaft viel erreicht: Sie hat 
soziale Ungerechtigkeiten skandalisiert, sie hat Halbherzig-
keiten und wirtschaftsfreundliche Beschlüsse nicht mitgetra-
gen. Sie hat Alternativen angeboten! Das soll auch der Auftrag 
an die nächste Linksfraktion sein. Dafür benötigt sie wieder 
eine starke Stellung, diesmal mit mehr als acht Mandaten.

DIE LINKE arbeitet in den außerparlamentarischen Bewe-
gungen Hamburgs mit und unterstützt sie und insbesondere 
die Gewerkschaften mit ihren Forderungen. Mit dem Arbeits-
kampf beim Verpackungsmittelhersteller Neupack in Stel-
lingen, den Tarifauseinandersetzungen am Flughafen oder 
den Streiks in unseren Krankenhäusern, bei pfl egen & woh-
nen, in den Kitas und anderswo haben Tausende Menschen 
bewiesen, dass es möglich ist, sich zu wehren. DIE LINKE hat 
diese Kämpfe auch von Seiten der Bürgerschaftsfraktion soli-
darisch unterstützt und sie im Rathaus thematisiert.

DIE LINKE unterstützt zudem die Aufnahme der Flücht-
linge, die als »Lampedusa-Gruppe« bekannt geworden sind, 
in die Gewerkschaft ver.di. Es ist ein Zeichen der Solidarität, 
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20.000x Busbeschleunigungsprogramm stoppen
Von Heike Sudmann

Ende Oktober habe ich im »BürgerInnenbrief« über die Volks-
initiative »Stopp des Busbeschleunigungsprogramms« und 
die Stellungnahme der LINKEN dazu berichtet. Innerhalb 
von knapp acht Wochen hat die Initiative hamburgweit über 
20.000 Unterschriften gesammelt und damit aller Voraussicht 
nach das notwendige Quorum erreicht. In der Folge wird sich 
die Bürgerschaft mit dem Anliegen der Volksinitiative befas-
sen müssen. 

Bereits am 2. Dezember 2014 gab es im bürgerschaftlichen 
Verkehrsausschuss auf Antrag der Oppositionsfraktionen 
eine öffentliche Anhörung zur Busbeschleunigung. Mehr als 
200 BesucherInnen waren dort, eine Vielzahl von ihnen mel-
dete sich zu Wort. Einmal mehr wurde deutlich, woran es bei 
der Busbeschleunigung hakt. Der Senat plant ohne die Betei-
ligung und Einbeziehung der BürgerInnen und ihres Sachver-
standes. KeineR der Anwesenden sprach sich gegen eine Ver-
besserung des Busnetzes und des Busverkehrs aus. Groß war 
und ist jedoch die Kritik an diversen Einzelmaßnahmen. Am 
grünen Tisch sehen diese Maßnahmen vielleicht nett aus, den 

Realitätstest vor Ort bestehen sie jedoch oftmals nicht. Des-
halb hatte DIE LINKE den Protest gegen unsinnige Planungen 
wie in der Langen Reihe (St. Georg), am Mühlenkamp (Winter-
hude), in der Max-Brauer-Allee/Haltestelle Gerichtstraße (Al-
tona) und in der Bornheide (Osdorfer Born) unterstützt und 
ein Aussetzen der Planungen gefordert. Unser Bürgerschafts-
antrag ist im Mai 2014 an der Ablehnung der SPD-Mehrheit 
gescheitert. Nun wird die Volksinitiative voraussichtlich er-
folgreicher sein. 

Die Anhörung brachte auch einen klassischen Konfl ikt 
wieder ans Licht. Verbal unterstützen alle den Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) und auch den Radverkehr. 
Droht jedoch z.B. ein Wegfall von Parkplätzen zugunsten von 
Busspuren oder Fahrradstreifen, kommen einige Autofah-
rerInnen ins Schwanken mit ihrer Unterstützung. Deshalb 
wird es wichtig sein, den ÖPNV so zu gestalten, dass ein Ver-
zicht auf das eigene (auch Zweit-)Auto machbar und vertret-
bar ist. Neben dem ÖPNV ist ein gutes Radverkehrs- und Fuß-
wegenetz eine Voraussetzung hierfür.
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Letzter Nachtzug nach Paris ...

Mit einer Aktion vor dem Bahnhof Altona protestierte die 
Linksfraktion am 11. Dezember gegen die Abschaffung der 
Hamburger Nachtzug- und Autozugverbindungen. Konkreter 
Anlass war der an diesem Abend – um 19.57 Uhr – hier ab-
fahrende letzte Nachtzug nach Paris. 

Dies ist mittlerweile die dritte Streichung einer internatio-
nalen Verbindung durch die Deutsche Bahn AG (DB) in kurzer 
Zeit, zugleich Ausdruck der Ausdünnung des Fernverkehrs 
über den Bahnhof Altona. Erst Ende September sind die Auto-
reisezüge von Altona nach Villach/Innsbruck und wenig spä-
ter eine entsprechende Reiseverbindung nach Frankreich ge-
kappt worden.

An dem Protest nahmen – wie auch zeitgleich in anderen 
bundesdeutschen Städten – vor dem Bahnhof Altona rund 
50 Personen teil, darunter Joachim Holstein, Betriebsrat der 
DB, zwei SprecherInnen der Initiative gegen die Zugstrei-
chungen, Robert Jarowoy, Vorsitzender der Linksfraktion in 
der Bezirksversammlung Altona, sowie Norbert Hackbusch 
und Heike Sudmann von der Bürgerschaftsfraktion. Der Te-
nor der Kundgebung machte deutlich, dass auch der Senat 
keineswegs aktiv geworden ist, um zu verhindern, dass Ham-
burg auf das Abstellgleis gestellt wird. Man habe auf unter-
nehmerische Entscheidungen der DB nun mal keinen Ein-
fl uss, ließ der Senat verlauten. Eine mehr als fragwürdige 
Aussage, denn die Bahn befi ndet sich – noch – im Bundesbe-
sitz und muss die Personenbeförderung als Daseinsvorsorge 
gewährleisten. Und selbstverständlich kann sich der Senat 

gegenüber der Konzernleitung entsprechend einsetzen und 
auf Bundesebene tätig werden.

»Geradezu grotesk ist es«, so die Erklärung der Linksfrak-
tion, »wenn der Senat sich lauthals um die Ausrichtung inter-
nationaler Großereignisse bewirbt, aber bei der Streichung 
internationaler Verkehrsverbindungen nichts unternimmt. 
Auch aus unternehmerischer Sicht gibt es keine Rechtferti-
gung für die Einstellung der Nachtzüge. Sie sind nicht unren-
tabel: Von 2003 bis 2013 ist die Zahl der Passagiere um 4% 
auf über 1,5 Millionen gestiegen, hinzu kommen 1,2 Millio-
nen Spät- und FrühpendlerInnen in den vorhandenen Sitzwa-
gen. Im vergangenen Jahr hat dieses Segment einen Umsatz 
von über 120 Millionen Euro erwirtschaftet – bei Kosten von 
110 Millionen Euro.«

Die Linksfraktion hält deswegen daran fest, dass die Nacht-
zugverbindung nach Paris wieder aufgenommen und auch 
die Streichung der internationalen Autoreisezüge rückgängig 
gemacht wird. Autos von der Schiene zurück auf die Straße zu 
bringen, ist nicht akzeptabel. Dies wird von der LINKEN auch 
auf der Ebene des Deutschen Bundestages vertreten werden, 
wenn dessen Verkehrsausschuss am 14. Januar 2015 sieben 
ExpertInnen zum Nachtzugverkehr anhören wird. Sabine Lei-
dig, die verkehrspolitische Sprecherin der Bundestagsfrak-
tion, dazu: »DIE LINKE beantragt, dass die Kürzung bei Au-
toreise- und Nachtzügen zurückgenommen wird. Wir fordern 
ein mindestens zweijähriges Moratorium, damit in dieser Zeit 
sinnvolle Alternativen geprüft werden können.«
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eine wachsende Anzahl an Luxuswohnungen leer stehe, »wäh-
rend gleichzeitig bezahlbarer Wohnraum für solvente Mittel-
standsfamilien knapp ist«. Oder zitieren wir aus dem »Ham-
burger Abendblatt« vom 9. Dezember. Dort wird unter Verweis 
auf Thomas Cirsovius, Professor an der Fakultät Wirtschaft 
und Soziales der HAW, dargelegt, dass entgegen verbreiteter 
Auffassung die neuen, frei fi nanzierten Wohnungen auf dem 
Markt – wegen des größeren Angebots – eben nicht die Miet-
preise senken würden. Im Gegenteil. Denn der Mechanis-
mus des Mietenspiegels sieht vor, dass bei seiner Erhebung 
und Berechnung nur die Neuvermietungsmieten und die in 
den letzten vier Jahren »veränderten«, also angehobenen Be-
standsmieten Berücksichtigung fi nden. Und die durchschnitt-

100% Demokratie: Cityhof & Karstadt Billstedt

»100% Demokratie«– so ist das 18. Kapitel der Langfassung des 
Programms der Hamburger LINKEN zur Bürgerschaftswahl 
am 15. Februar 2015 überschrieben (www.die-linke-hamburg.
de/fi leadmin/Wahlen_2015/Dokumente/WPrg_141115_raw.
pdf). Zitieren wir daraus nur einmal die ersten Absätze: 

»Grundvoraussetzung einer demokratischen Gesellschaft 
ist, dass soziale, ökonomische und politische Verhältnisse ge-
schaffen werden, die allen Menschen, unabhängig von ih-
rer Herkunft und Lebensweise, die Teilhabe an gesellschaft-
lichen Prozessen ermöglichen. DIE LINKE in Hamburg setzt 
sich für die Stärkung der sozialen und politischen Grund-
rechte, der Beteiligungsrechte der Menschen in dieser Stadt 
und der Selbstverwaltungsstrukturen ein. Das Engagement 
der Bevölkerung in Bürgerinitiativen, Verbänden, Gewerk-
schaften, Parteien, aber auch bei außerparlamentarischen 
Aktionen und Demonstrationen – nicht nur für unmittelbar 

eigene Interessen – gehören für uns unverzichtbar zu einer 
sozialen Demokratie. DIE LINKE, ihre Mitglieder und ihre Ab-
geordneten werden sich in diesem Bereich immer verlässlich 
engagieren, wenn es um das Erkämpfen bzw. die Sicherung 
sozialer und demokratischer Rechte geht. Das heißt für uns 
auch: Demokratie darf nicht am Werkstor enden... Die sozi-
ale Demokratie des 21. Jahrhunderts erfordert ein neues Ver-
ständnis und Zusammenwirken von Politik, Verwaltung und 
Einwohnerinnen und Einwohnern. Die Beteiligung der Bevöl-
kerung und neue Formen der selbstorganisierten Gestaltung 
der Stadt haben in den vergangenen Jahren einen enormen 
Auftrieb erfahren. DIE LINKE steht diesen Entwicklungen au-
ßerordentlich positiv gegenüber, spiegelt sich darin doch der 
Anspruch der Menschen, die Stadt und ihre Quartiere nicht 
mehr denen ›da oben‹ zu überlassen, sondern die Dinge ›da 
unten‹ zunehmend selbst in die Hand zu nehmen.«

lichen Neuvermietungsmieten liegen ganz beträchtlich über 
der im Mietenspiegel erfassten ortsüblichen Vergleichsmiete. 
Anders formuliert: Viele neu errichtete Wohnungen kommen 
bei der Erstvermietung (mehr als) doppelt so teuer wie ältere 
Bestandswohnungen – und treiben so die erfassten durch-
schnittlichen Mietpreise steil nach oben, was alle beim näch-
sten Mietenspiegel erneut zu spüren bekommen.

Um diese und viele andere einfache und verwickelte Ver-
hältnisse im Wohnungsbereich soll es auf einigen Veranstal-
tungen im Januar gehen. Wir laden zu dieser Bilanz der vier-
jährigen Wohnungspolitik des Senats und zur Präsentation 
linker Alternativen herzlich ein.
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Vor diesem Hintergrund nehmen wir hier zwei aktuelle Er-
klärungen aktiv gewordener BürgerInnen auf. Sie illustrieren 
anschaulich: Stadtteil- und Bürgerinitiativen sind klug, gera-
dezu das Salz in der Suppe der demokratischen Metropolen-
gesellschaft. Zunächst ein Statement der neu gegründeten »In-
itiative City-Hof« vom November 2014. Sie hat sich zum Ziel 
gesetzt, den Abriss der Cityhochhäuser am Klosterwall zu ver-
hindern (www.city-hof.org): 

Vier gute Gründe für den Erhalt des City-Hofes Hamburg
1. Hamburg braucht erschwinglichen Wohnraum in zen-

traler Lage. Ob für Studenten oder Senioren, Obdachlose
oder Durchschnittsverdiener – in den City-Hof passen über
400 günstige Kleinwohnungen.

2. Die Stadtgeschichte muss in ihrer Vielschichtigkeit er-
halten bleiben. Der City-Hof steht mit seiner einmaligen
städtebaulichen Qualität als wichtiges Zeugnis der Nach-
kriegsmoderne unter Denkmalschutz – und aus dieser Epo-
che verschwinden in Hamburg gerade mehr Denkmäler als
je zuvor. Kein Senat hat das Recht, ein ganzes Kapitel aus
dem Geschichtsbuch zu reißen. Zudem muss er auch laut
Gesetz dem privaten Denkmaleigentümer ein Vorbild sein.

3. Jeder Gebäudeerhalt ist nachhaltiger als Abbruch und
Neubau. Der City-Hof stellt eine bedeutende Menge »graue
Energie« dar, in Form seiner Konstruktion und verbauten
Materialien. Sie nicht weiter zu nutzen, wäre weder ökolo-
gisch noch volkswirtschaftlich sinnvoll.

4. Der City-Hof kann die Innenstadt beleben. Urbane, at-
traktive Höfe, Passagen und Sichtachsen bieten den Fuß-
gängern einen wichtigen Ausgleich zu den unwirtlichen Ver-
kehrsschneisen um den Hauptbahnhof. Die ursprünglich
hell verkleidete Fassade und eine wieder geöffnete Passage
sind das große ästhetische und städtebauliche Potential
des City-Hofes. Dieses Potential kann ihn wieder zum ar-
chitektonischen Auftakt in die City und zur wesentlichen
Wegeverbindung zwischen HafenCity und Hauptbahnhof
machen.

Wir, die »Initiative City-Hof«, fordern daher den Hamburger 
Senat auf, Erhalt und Weiternutzung dieses Baudenkmals zu 
sichern! Den Verkauf städtischer Liegenschaften aus kurzfri-
stigen ökonomischen Interessen heraus sehen wir grundsätz-
lich kritisch. Umso deutlicher erinnern wir daran, dass seit 
dem Gängeviertel das »Höchstgebotsverfahren« offi ziell auf-
gehoben wurde, um die Stadt zukünftig im Sinne aller Ham-
burgerinnen und Hamburger zu entwickeln – sozial, kulturell, 
ökologisch und städtebaulich nachhaltig!

Jeden zweiten Samstag im Monat um 11.00 Uhr und jeden 
vierten Sonntag im Monat um 15.00 Uhr, gibt es die Mög-
lichkeit, einen Blick hinter die Fassade der Klotzbrocken am 
Hauptbahnhof zu werfen. Der Treffpunkt für die Führungen 
ist der Arno-Schmidt-Platz vor der Zentralbibliothek am Hüh-
nerposten. Wir bitten um eine kurze Anmeldung unter: fueh-
rungen@city-hof.org. 

Die nächsten Termine: Sonntag, 28.12.2014 um 15.00 Uhr 
| Samstag, 10.1.2015 um 11.00 Uhr | Sonntag, 25.1.2015 
um 15.00 Uhr

Und auch aus dem Hamburger Osten sind immer wieder in-
teressante Ansätze und Konzepte zu vernehmen, jüngst von 
der schon etwas länger aktiven Initiative »Hallo Billstedt«. In 
einer Erklärung vom 15. November 2014 äußert sie sich zur 
geplanten Schließung der Karstadt-Filiale in diesem Stadtteil 
(www.hallobillstedt.blogspot.de): 

Billstedt soll aufgewertet werden!
Auf diesen Zug ist jetzt auch die SPD Billstedt aufgesprungen. 
Nun gibt es sicherlich unterschiedliche Vorstellungen, wie man 
die Lebensbedingungen in Billstedt verbessern könnte, aber 
wie die SPD mit dem Thema Aufwertung des Stadtteils hausie-
ren geht, dafür fehlt uns das Verständnis. Vor allem, wie diese 
Partei die geplante Schließung der Karstadt Filiale und damit 
den Verlust von 75 Arbeitsplätzen kampfl os hinnehmen will.

Wir meinen, dass jeder Arbeitsplatz kostbar ist und dass es 
sich lohnt, sich für den Erhalt zu engagieren. Zudem geht eine 
weitere Einkaufsmöglichkeit vor allem für ältere Leute verlo-
ren. Mit Sorge beobachten wir, dass eine vernünftige Nah-
versorgung immer problematischer wird. Viele Läden haben 
schon aufgegeben, weitere werden folgen, weil immer mehr 
Kunden im Umkreis wegbleiben!

Die Einschätzung von ver.di, dass die Produktpalette von 
Karstadt Billstedt nicht auf ihren Standort zugeschnitten war, 
erscheint in unseren Augen richtig. Es handelt sich aber um 
ein Versagen des Managements, wie ver.di richtig resümierte. 
Das ist nicht verwunderlich, denn das Karstadt-Management 
hatte sich in den letzten zwei Jahren hauptsächlich darauf kon-
zentriert, bei Karstadt in Deutschland 3.000 Arbeitsplätze ab-
zubauen, Tarifverträge auszuhebeln und die Beschäftigten mit 
Lohn- und Gehaltseinbußen zu drangsalieren. Statt kreativer 
Ideen und Lösungen begrenzt sich das Handwerkszeug des 
Managements im Wesentlichen auf »Plattmachen«.

Mit dem Verlust von Karstadt würde auch ein Stück Begeg-
nungsstätte in Billstedt verloren gehen. Wir verstehen unter 
Aufwertung da doch noch etwas anderes! Wir glauben, dass 
Karstadt in unserem Stadtteil mit einer veränderten Produkt-
palette und Produktorientierung überleben kann! Hierfür lohnt 
es sich, in unser aller Interesse zu kämpfen. Die geplante 
Schließung bedeutet Abwertung.
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Lebendige Stadtentwicklung mit den BürgerInnen
Von Ina Möller, Architektin, Bürgerforum Eidelstedt

Richtig gut war’s am 27./28. November, als wir in Berlin weil-
ten, auf Einladung des Hamburger LINKEN-Bundestagsab-
geordneten Jan van Aken und in Begleitung der Vertrete-
rin der Bundespresseagentur. Thematisch drehten sich die 
zwei Tage um verschiedene Aspekte der Beteiligungskultur 
in der Hauptstadt. Wir sprachen mit VertreterInnen des er-
folgreichen Volksentscheids, die sich dafür einsetzen, den 
Flughafen Tempelhof von (Luxus-)Bauten freizuhalten und als 
riesigen Park zu nutzen, sowie der im Aufbau befi ndlichen 
(N)Olympia-Bewegung; wir informierten uns über das Berli-
ner Bezirkewesen, kamen in Lichtenberg mit Kiezbeiräten 
und der ehemaligen Bürgermeisterin Christina Emmrich zu-
sammen, die vor einem Jahrzehnt in ihrem Bezirk den Bür-
gerhaushalt einführte. Und gönnten uns natürlich auch einen 
Besuch des Bundestags, samt lockerem Gespräch mit Jan van 
Aken, und des Deutschen Historischen Museums, wo gerade 
noch die Ausstellung zum Ersten Weltkrieg lief, die Anlass zu 
erheblicher Kritik gab.

Eine der fast 50 Mitfahrenden war Ina Möller, die uns ihre 
Überlegungen und Schlussfolgerungen zum Thema Partizi-
pation aufgeschrieben hat. Wir danken ihr herzlich für den 
Beitrag und möchten durchaus auch andere ermuntern, mit 
Statements in die von uns schon länger geführte Beteiligungs-
debatte einzusteigen.

BürgerInnenbeteiligung ist mehr als das Informieren und Ein-
beziehen von BürgerInnen in die Prozesse von Stadtverwaltung 
und -entwicklung. Mit echter BürgerInnenbeteiligung kann 
bürgerliches Engagement als regionale Ressource begriffen, 
gestärkt und für eine lebendige Entwicklung der Quartiere ge-
nutzt werden. 

Bürgerengagement hat zwei wesentliche Komponenten: 
Einerseits Entscheidungsprozesse in Politik und Verwaltung 
kritisch zu begleiten sowie vor Ort konkrete Projekte für die 
Quartiere zu organisieren. Diese Arbeit muss nicht als Kon-
kurrenz zu den vorhandenen Strukturen verstanden werden. 
Vielmehr wird hier politische und gesellschaftliche Basisarbeit 
auch zu Gunsten von Parteien und Verwaltung geleistet. 

Wesentliches Ziel dabei ist, auch den AkteurInnen Gewicht 
zu verleihen, die nicht in erster Linie ökonomische Interessen 
verfolgen. Wenn BürgerInnen vor Ort mitgestalten können, 
wird der Sinn für das Gemeinwohl gestärkt, Demokratie leben-
dig gehalten und gegen Politikverdrossenheit gewirkt. Innova-
tive Ansätze für die Gestaltung unseres Miteinanders und der 
gemeinschaftlichen Räume kommen selten aus Verwaltung 
und Politik. 

Veränderungen und Ideen für Neues kommen in der Regel 
von unten, aus der Bevölkerung, von AnwohnerInnen und Bür-
gerInnen. Diese Anregungen, diese sozialen Kräfte sollte die 
Stadt sich zu Nutze machen und nicht als störend behandeln. 
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Nur so behalten wir eine lebendige Gesellschaft und lebendige 
Demokratie.

Die Auswirkungen des globalen Wirtschaftswandels und die 
Reformen aus den 68ern haben uns viel Freizügigkeit und Fle-
xibilität gebracht. Gebündelt mit den Auswirkungen des Neo-
liberalismus, merken wir aber alle, wie wir mit den Freiheiten 
inzwischen an Grenzen stoßen. Vieles ist weniger verbindlich 
und für unser eigenes Umfeld fühlen wir uns weniger verant-
wortlich als früher. Die in den 1970er Jahren in der Stadtpla-
nung propagierte Trennung von Arbeiten und Wohnen hat uns 
sehr autodominierte Städte beschert. Große Verkehrsachsen 
schaffen viele unwirtliche Orte. Was früher Plätze waren, sind 
jetzt Kreuzungen. Ein Stadtumbau zu mehr lebendiger Diffe-
renziertheit ist überfällig.

Von Politik und Verwaltung geförderte Projekte sind oft 
Vorhaben größerer InvestorInnen, von denen sich eine posi-
tive Entwicklung des Quartiers versprochen wird. Davon sind 
häufi g den Stadtteil stark prägende Orte betroffen (z.B. Kauf-
häuser, Wohnblöcke, Plätze). Die Aufgabe der Politik, die da-
raus entstehenden Auswirkungen auf das soziale Gefüge der 
Quartiere zu steuern, wird in der Regel allerdings nicht ausrei-
chend verfolgt. 

Ein nachhaltiger Umbau der Stadt, wie von allen offi ziell 
gewünscht, mit Vielfalt in kleinteiliger Perspektive, kann nur 
mit regionalen Kräften gelingen. Räume und Orte haben ei-
nen Mehrwert weit über die reine kommerzielle Verwertung 
hinaus. Ohne regionale Kräfte zu nutzen und zu stärken, las-
sen sich aber öffentliche Räume nicht wirklich mit Leben fül-
len. Die Räume müssen dabei für alle zugänglich bleiben. Eine 
demokratische Gesellschaft ist verpfl ichtet, dies zu gewähr-
leisten. Wie formulierte einer auf unserer Berlintour das Fazit 
daraus so treffend: Wir brauchen keine wirtschaftsfreundliche 
Demokratie, sondern eine demokratiefreundliche Wirtschaft.

BürgerInnenbeteiligung erlebe ich aktuell als ein Span-
nungsfeld zwischen BürgerInnen, die das Gefühl haben, nicht 
durchzukommen und zu wenig Gestaltungsmöglichkeit und 
Mitspracherecht zu haben, sowie einer Verwaltung, die nach 
eigener Einschätzung mehr BürgerInnenbeteiligung macht, als 
sie nach Gesetz machen müsste. »Was sollen wir denn noch 
machen…« Hier sind noch ganz viel Austausch und kritisch 
konstruktiver Dialog nötig. 

Wir werden Politik und Verwaltung immer wieder an ihre 
Aufgabe erinnern müssen, die Stadt im Sinne des Gemein-
wohls für alle BürgerInnen zu gestalten. Auch wenn wir häu-
fi g das Gefühl haben, ständig gegen Windmühlenfl ügel anzu-
kämpfen, gibt es Anzeichen dafür, dass wir auf dem Weg zu 
einer Stadtplanung mit echter BürgerInnenbeteiligung sind. 
Manches, was heute an Aktionen und Gesprächen möglich ist, 
wäre noch vor fünf Jahren nur belächelt worden. Zu hoffen ist, 
dass dieser Dialog dazu führt, dass Bürgerinitiativen von Politik 
und Verwaltung nicht mehr als Störfaktor, sondern als Gewinn 
bringender Einfl uss gesehen und behandelt werden. Erst wenn 
dies in möglichst vielen Köpfen auch ganz oben angekommen 
ist, lässt sich nachhaltige Stadtentwicklung in umfassendem 
Stil betreiben.

Auf dem Weg dahin brauchen wir weiterhin Humor, Frech-
heit und Stärke durch gute Vernetzung. In diesem Sinne freue 
ich mich auf guten Austausch und gute Zusammenarbeit in 
unseren Netzwerken. 

Mein Buchtipp: Susanne Lehmann-Reupert: Von New York 
lernen. Und noch ein Hinweis: Das PIA Netzwerk e.V. (www.
pia-net.de) veranstaltet am Freitag, den 29. Mai 2015, im Rah-
men des Hamburger Architektursommers einen Abend mit ex-
emplarischen Beispielen zur nachhaltigen Stadtentwicklung. 
Wir suchen noch Beiträge dazu. Bei Interesse bitte bei mir 
über info@pia-net.de melden.
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Mit diesem BürgerInnenbrief informieren wir regelmäßig über das Parlamentsgeschehen sowie die politischen Auseinander-
setzungen in der Stadt, den Bezirken und zu unseren Arbeitsgebieten. Wenn Sie diesen Bürger Innenbrief per E-Mail bezie-
hen oder nicht mehr erhalten möchten, schreiben Sie eine kurze Mail an: heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de oder tim.
golke@linksfraktion.de. Und: Sprechen Sie uns an, wenn Sie unsere Arbeit als Abgeordnete in der Hamburgischen Bürger-
schaft durch Kritik und nützliche Informationen begleiten wollen. Kontakt: Heike Sudmann, Abgeordnetenbüro Buce rius str. 2, 
20095 Hamburg; BürgerInnenbüro Tim Golke MdHB, Borgfelder Straße 83, 20537 Hamburg.

Kulturtipp: Nischen & Eine Welt Fest

Es gibt Ausstellungen in dieser Stadt, bei denen die Gefahr be-
steht, dass sie übersehen werden, nicht zuletzt, weil die Me-
dien wenig Interesse zeigen oder bestenfalls am Rande darü-
ber berichten. Um solche Nischen handelt es sich auch bei 
der gleichnamigen Ausstellung, die zurzeit im Südschiff der 
Hauptkirche St. Jacobi (Jakobikirchhof 22) zu sehen ist. Uli 
M. Fischer hat sich die Hamburger Innenstadt vorgenommen 
und Orte fotografi ert, in denen obdachlose Menschen leben, 
wenigstens übernachten. Das sind windgeschützte Ecken, et-
was wärmere Plätze über Abzugsgittern, Hauseingänge, Ni-
schen eben.

Bei der Ausstellung Nischen. Betrachtungen zur Ob-
dachlosigkeit. Armut und öffentlicher Raum, die noch 
bis zum 6. Januar 2015 zu sehen ist, handelt es sich um ein 
Projekt der »hoffnungsorte hamburg«, das vom Verein Stadt-
mission betrieben wird. Unterstützung fi ndet die Präsenta-
tion durch die Toepfer Stiftung F.V.S. Die Ausstellung ist täg-
lich von 11.00 bis 17.00 Uhr zugänglich. Am Sonntag, den 21. 
Dezember, gleich nach dem Gottesdienst (also gegen ca. 11.15 

Uhr), lädt Ulrich Hermannes – der Leiter der Stadtmission – 
ein »zu einer Führung zu Orten der Ausstellung und Angebo-
ten der hoffnungsorte Hamburg«.

Die in einer limitierten Aufl age von zehn Exemplaren her-
gestellten Fotos können übrigens erworben werden. Ein Vier-
tel des Verkaufserlöses kommt der Arbeit der hoffnungsorte 
Hamburg zugute. Vielleicht kann diese Ausstellung auch den 
Anlass bieten, in den kommenden Wintertagen vermehrt auf 
obdachlose Menschen in der Nachbarschaft zu achten. Warme 
Klamotten, Schlafsäcke usw. werden immer benötigt.

Außerdem möchten wir noch hinweisen auf das Eine Welt 
Fest, mit dem die Linksfraktion schon fast traditionell das 
Jahr beschließt. In diesem Jahr fi ndet es am Samstag, den 20. 
Dezember, ab 18 Uhr wiederum in der Pausenhalle der Hein-
rich-Wolgast-Schule in St. Georg (Greifswalder Straße 40/Carl-
von-Ossietzky-Platz) statt. Das Motto lautet dieses Mal »Wel-
come to Hamburg. Gleiche Rechte für alle«. In der längsten 
Nacht des Jahres wird Musik, Tanz und Kulinarisches aus al-
ler Welt geboten. Der Eintritt ist frei.
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